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Wie mehr Handlungsfreiraum für herausgeforderte Schulen organisieren? 

Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern erkennt der Senat in der durch das Schulverwaltungsgesetz eröffneten Mög-
lichkeit, Schulen von Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften zu entpflichten (§ 23 Abs. 3 BremSchVwG), ein probates Mittel, um besonders 
herausgeforderten Schulen gezielt zusätzlichen Handlungsfreiraum in ihrer pädagogi-
schen Arbeit zu eröffnen? 

 
2. Falls ja, bei welchen konkreten Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwal-

tungsvorschriften sieht der Senat im Zuge einer etwaigen Entpflichtung grundsätzlich 
entsprechendes Potential zur Schaffung des gesuchten zusätzlichen Handlungsfrei-
raums für besonders herausgeforderte Schulen? 

 
3. Welchen Schulen in Bremen und Bremerhaven wurde bisher durch die zuständige 

Schulbehörde in Form von Ziel- und Leistungsvereinbarungen eine individuelle Ent-
pflichtung zugestanden und in Bezug auf welche konkreten Bestimmungen von Rechts-
verordnungen und Verwaltungsvorschriften war dies jeweils der Fall? 

Die Fragen eins bis drei werden zusammen beantwortet: 
Die erste Frage bezieht sich – anders als angegeben – auf § 22 Abs. 3 Schulverwaltungs-
gesetz. Dort heißt es zum Handlungsfreiraum der Schulen: 

„Im Rahmen von Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen der zuständigen Schulbe-
hörde oder einer von ihnen beauftragten Einrichtung und der Schule kann die Schule 
durch die zuständige Schulbehörde von Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Ver-
waltungsvorschriften entpflichtet werden. Von den Regelungen in Rechtsverordnungen 
darf nur insoweit entpflichtet werden, als sie nicht für die Verwirklichung von Grundrechten 
maßgeblich sind. Insbesondere darf nicht entpflichtet werden von Regelungen über die 
Zulassung zu Bildungsgängen, über die Durchführung von Prüfungen und den Erwerb von 
Abschlüssen, über den Übergang und die Überführung in andere Bildungsgänge sowie 
von den Regelungen der Ordnungsmaßnahmenverordnung.“ 

Zu beachten ist, dass das schulgesetzliche Mittel der Entpflichtung von Verordnungen und 
Vorschriften nicht primär auf die Entlastung herausgeforderter Schulen zielt, sondern da-
rauf, besondere Reformvorhaben in der Schul- und Unterrichtsentwicklung zu ermöglichen 
(die wiederum zu einer Verbesserung der Gesamtsituation an der jeweiligen Schule füh-
ren). 

Solche Reformvorhaben sind in den letzten 15 Jahren an der Erwachsenenschule (EWS) 
in Bremen und an der Paula-Modersohn-Schule in Bremerhaven umgesetzt worden. Die 
EWS wurde von der Notenvergabe vor dem Abschluss-Halbjahr entpflichtet, zugunsten 
von eingehenden Feedback-Gesprächen mit den Schülerinnen und Schülern. Die Paula-
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Modersohn-Schule wurde von Regelungen zum naturwissenschaftlichen Unterricht ent-
pflichtet, zugunsten eines stark individualisierten jahrgangsunabhängigen Unterrichts in 
räumlich differenzierten Lernsituationen. 

Zur Unterstützung von belasteten Schulen erscheinen eher Maßnahmen geeignet wie die 
bessere Personalversorgung durch das Instrument der zentralen Steuerung, eine intensive 
Begleitung durch die Schulaufsicht, eine externe Begleitung, zusätzliche Ressourcen 
durch die praktizierte sozialindikatorbasierte Zuweisung und die Teilnahme an besonderen 
Programmen wie Startchancen. Sollten sich weitere Schulen im Hinblick auf § 22 Abs.3 
Schulverwaltungsgesetz an die Senatorin für Kinder und Bildung wenden mit dem Vor-
schlag einer solchen Ziel- und Leistungsvereinbarung, oder einen solchen Vorschlag zu-
sammen mit der jeweiligen Schulaufsicht auf den Weg bringen, werden die darin liegen-
den Potentiale selbstverständlich gemeinsam erörtert und ggf. weiterentwickelt bis hin zu 
einem möglichen Abschluss einer solchen Ziel- und Leistungsvereinbarung. 


